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Haußmann: Verständnis für Klage der Kommunen bei Notfallpraxen

Lucha kommt seiner Verantwortung als Gesundheitsminister nicht nach.

Zur Ankündigung von mehr als einem Dutzend betroffener Städte, gegen die beabsichtigte Schließung
von 18 Notfallpraxen jetzt den Klageweg zu beschreiten, sagt der gesundheitspolitische Sprecher der
FDP/DVP-Fraktion, Jochen Haußmann:

 

„Die Veranstaltung der Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg (KVBW) zur Zukunft des
ärztlichen Bereitschaftsdienstes im Dezember 2024 in Stuttgart hat gezeigt, welcher Druck in unserer
gesundheitlichen Versorgung im Land insgesamt besteht. Es ist einerseits klar geworden, dass
Reformbedarf besteht, andererseits wurde seitens der Kommunen und Kreise die Kommunikation der
KVBW und des Gesundheitsministers Lucha kritisiert.

 

Ich habe immer gefordert, dass es einen intensiven Dialog der KVBW und der Landesregierung mit den
Kommunen und Landkreisen, den Kliniken, der BWKG und der Ärzteschaft benötigt. Die Kommunen und
Landkreise haben ihre Bereitschaft zur Mitwirkung zum Ausdruck gebracht. Ich habe Verständnis dafür,
dass sie dies nun gerichtlich einfordern. Die Sorge um die Mehrbelastung in den Kliniken aufgrund der
Schließung von 18 Bereitschaftspraxen im Land müssen wir ernst nehmen. Es fehlt eine Einschätzung
der Auswirkungen dieser Reform, die im Land auch sehr unterschiedliche Auswirkungen hat, vor allem in
den ländlichen Regionen.

 

Es wird immer deutlicher, dass Minister Lucha seiner Verantwortung als Gesundheitsminister nicht
nachkommt. Schon bei seinem Amtsantritt 2016 war deutlich erkennbar, vor welchen
Herausforderungen wir im Gesundheitswesen im Land stehen. Wir brauchen viel stärkere Impulse für
Innovationen, Digitalisierung, Telemedizin, KI, Delegation, Förderung von regionalen
Versorgungskonzepten sowie eine Kommunikationskampagne, Patientensteuerung und Förderung der
Gesundheitskompetenz. Hätte Lucha unseren Vorschlag eines Notfallgipfels aufgegriffen, wäre diese
Klage nicht notwendig. Jetzt wäre die Gelegenheit, dass er sich aktiv einbringt.“


